Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 239 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) für die 

19. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 14. März 1962, 9 Uhr 

20. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 15. März 1962, 9 Uhr 


1. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 

Abgeordneter Welche Bezüge hat der wegen Dienstunfähig- 
Ritzel keit aus dem Bundesdienst ausgeschiedene 

frühere Staatssekretär Prof. Dr. Gladenbeck 
von der aus Bundesmitteln finanzierten Ge* 
Seilschaft Freies Fernsehen erhalten? 


IL Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


11. 1. Abgeordneter Welche Presseberichte hatte das Auswärtige 
Sänger Amt im Auge, als es im Zusammenhang mit 

der Äußerung des Bundeskanzlers vom 20. Fe- 
bruar 1962, es müsse eine Konferenz der Au- 
ßenminister einberufen werden, am 22. Februar 
1962 pauschal erklärte, die Presseberichte 
über diese Äußerung seien nicht zutreffend 
gewesen? 


II. 2. Abgeordneter War der Bundesrepublik bekannt, daß unter 
Schmidt (Kempten) den dieser Tage von einem römischen Schwur- 
gericht verurteilten sieben Studenten drei 
Bürger der Bundesrepublik waren? 


IIL Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

III. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß beim Tode eines Bundesbe- 
Keller diensteten ein Beamter des höheren bzw. ge- 

hobenen Dienstes auf Kosten der Dienststelle 
mit einem Kranz, eine Sekretärin nur mit ei- 
nem Blumenstrauß bei der Beerdigung geehrt 
wird? 

IIL 2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die einer breiteren 
Bauer (Würzburg) Öffentlichkeit durch die offiziöse Nachrichten- 
agentur „Italia“ — Deutscher Sonderdienst der 
Bozener Redaktion — zugegangene Meldung 
überprüft bzw. kommentiert, in der letzten De- 
zemberwoche habe der „Bund Heimattreuer 
Jugend" auf dem Dreisesselberg im Bayeri- 
schen Wald einen Lehrgang für die Winteraus- 
bildung der Mitglieder organisiert, an dem 
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auch eine gewisse Anzahl von Mitgliedern des 
infolge neonazistischer Tätigkeit aufgelösten 
„Bundes der vaterländischen Jugend Öster- 
reichs" beteiligt gewesen sei, und am 21. und 
22. Juli 1962 werde ein großes internationales 
Treffen der neonazistischen Jugend in Borde- 
nau (Deutschland) stattfinden? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der An- 
sicht, daß über die Ausführung der Beschlüsse 
des Bundestages gemäß § 115 seiner Ge- 

schäftsordnung schriftlich Auskunft gegeben 
werden muß, insbesondere, wenn eine auf 
seine einstimmige Beschlußfassung zurückge- 
hende Verhandlung negativ ausläuft? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

IV. 1. Abgeordneter Teilt der Herr Bundesjustizminister die in der 
Busse Rundverfügung 3110 - I A 12 des Justizmini- 

sters des Landes Nordrhein-Westfalen geäu- 
ßerte Ansicht, daß § 4 Abs. 1 des Deutschen 
Richtergesetzes die Tätigkeit eines Richters als 
Vorsitzender eines Umlegungsausschusses 
(§ 46 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 
1960, BGBl. I S. 341) verbietet? 

Wird die Bundesregierung den bereits in der 
Fragestunde des Bundestages vom 12. Dezem- 
ber 1957 von dem damaligen Bundesjustizmi- 
nister angekündigten Entwurf eines Gesetzes 
zur Reform des Strafregisters unter Berück- 
sichtigung der in der Öffentlichkeit seit Jah- 
ren immer wieder angeregten Reform der 
Straftilgungsvorschriften nun bald den gesetz- 
gebenden Körperschaften vorlegen? 

IV. 3. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung das seit 

Dr. Brecht längerer Zeit wiederholt angekündigte Ge- 

setz über ein soziales Miet- und Wohnrecht 
dem Bundestag zur Beratung vorlegen, nach- 
dem die sogenannten Abbaugesetze des Jah- 
res 1960 das soziale Miet- und Wohnrecht 
nicht enthalten? 

IV. 4. Abgeordneter Sind die Mitteilungen in der Presse richtig, 

Dr. Brecht daß bei der Ausarbeitung des Gesetzes über 

das soziale Miet- und Wohnrecht Schwierig- 
keiten dadurch aufgetreten sind, daß soge- 
nannte Werkwohnungen und die in den letz- 
ten Jahren freifinanzierten neuen Wohnun- 
gen nicht unter die Regelungen eines sozialen 
Miet- und Wohnrechtes fallen sollen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

V. 1. Abgeordneter Wie werden sich die Einnahmen aus der 

Riedel Grundsteuer in den nächsten Jahren unter dem 

(Frankfurt) Gesichtspunkt der auslaufenden Begünstigun- 

gen entwickeln? 


IV. 2, Abgeordneter 

Wittrock 


III. 3. Abgeordneter 

Bading 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drudisadhe IV/239 


V. 2. Abgeordnete Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Frau Dr. Diemer- regierung zu ergreifen, um zu erreichen, daß 
Nicolaus die zwingende gesetzliche Vorschrift, daß bei 

der Zusammenveranlagung von Ehegatten die 
gemeinsame Steuererklärung von beiden Ehe- 
gatten unterzeichnet sein muß, auch von den 
Finanzämtern beachtet wird? 


V. 3. Abgeordnete Ist es richtig, daß der Erlaß des Hessischen 

Frau Dr. Diemer- Finanzministers vom 3. August 1961 mit dem 
Nicolaus Aktenzeichen S 2123 - 27 - 11/21 , nach dem 

die Finanzämter bei der Zusammenveranla- 
gung von Ehegatten zur Einkommensteuer auf 
eine vollständige Ausfüllung der gemeinsa- 
men Steuererklärung nicht zu bestehen brau- 
chen, wenn diese nur von einem Ehegatten 
unterzeichnet wurde, im Einvernehmen mit 
dem Bundesfinanzministerium erlassen wurde? 


V. 4. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die von seiten des 

Dr. Dollinger Handels erhobenen Klagen über den Mangel 

an 2-Pfennig-Münzen bekannt? 

V. o. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Mangel 

Dr. Dollinger an 2-Pfennig-Münzen zu beheben, der sich bei 

Rationalisierungsbestrebungen — z. B. bei den 
mit der Registrierkasse gekoppelten sog. 
Rückgeldgebern — bemerkbar macht? 

V. 6. Abgeordneter Inwieweit ist in den letzten Jahren der für 
Stiller die Betriebsprüfungen vorgesehene Turnus 

eingehalten worden? 


V. 7. Abgeordneter Nach welchen Gesichtspunkten werden die 
Stiller unterschiedlichen Prüfungszeiträume für Be- 

triebsprüfungen bestimmt? 


V. 8. Abgeordneter Wie hoch waren die Zahlungseingänge aus 

Stiller den aufgrund der Betriebsprüfungen 1960 be- 

richtigten Steuerbescheiden? 


V. 9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Müller einen Erlaß des Bundesfinanzministers vom 

(Nordenham) 3. Januar 1962 (V B/3 - F 6204 - 45/61) bisher 

gezahlte Beihilfen aufgrund § 1 Abs. 3 der 
Gasöl-Betriebsbeihilfe-VO-Wirtschaft vom 20. 
März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 264) für den 
Betrieb von stromerzeugenden Maschinen, so- 
weit es sich nicht um die Erzeugung von Lidit- 
strom handelt, eingestellt worden sind? 

V. 10. Abgeordneter Welche Gründe haben den Herrn Bundesfi- 

Wendelborn nanzminister bewogen, die zollfreie Abgabe 

von Treibstoff für den Segelflugsport ab 
1. Januar 1962 aufzuheben? 


3 



Drucksadle lV/239 Deutsdier Bundestag — - 4. Wahlperiode 


VL Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


VI. 1. Abgeordneter 

Varelmann 


VI. 2. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


VI. 3. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


VI. 4. Abgeordneter 

Erti 


VL 5. Abgeordneter 

Jacobi (Köln) 


Ist die Bundesregierung bereit, Darlehen aus 
Mitteln des regionalen Förderungsprogramms 
an gewerbliche Betriebe in den Sanierungs- 
gebieten zu Bedingungen zu gewähren, die 
nicht ungünstiger sind als z. B. die Zinssätze 
und Laufzeiten für Darlehen, welche das Land 
Nordrhein-Wcstfalen mit gleicher oder ähn- 
licher Zielsetzung wie der Bund einsetzt? 


Ist die Bundesregierung liereit, sich mit den 
Verbänden des Bankgewerbes in Verbindung 
zu setzen, damit die Sicherheitsvorkehrungen 
bei Zweig- und Nebenstellen von Banken 
und Sparkassen verbessert werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, über das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen zu erreichen, daß den Sicher- 
heitsvorkehrungen im Interesse der Bedien- 
steten der Banken und Sparkassen und der 
Bevölkerung größere Aufmerksamkeit gewid- 
met wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Städte durch Bodenvorratskäufe, insbesondere 
auch durch Kauf von landwirtschaftlich genutz- 
ten Grundstücken, erheblich zur Preissteige- 
rung auf dem Grundstücksmarkt beitragen 
und dadurch die Bodenspekulation fördern? 


Ist daran gedacht, den Wortlaut der Energie- 
Enquete der Öffentlichkeit gegen Erstattung 
der Selbstkosten (Druck- und Papierkosten) 
zugänglich zu machen? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


VIL 1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung geeignete 
Dröscher Schritte zu unternehmen, um die Aufhebung 

der in Widerspruch zu Artikel 34 des EWG- 
Vertrages stehenden Verordnung der franzö- 
sischen Regierung über die , Neuanpflanzung 
von Weinbergen zur Herstellung von Brannt- 
wein mit der geschützten Herkunftsbezeich- 
nung „Cognac"' vom 20. Januar 1962 mit der 
daraus resultierenden Benachteiligung deut- 
scher Weinbrennereien zu erreichen? 


VIL 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich die früher vom Bundes- 
Dröscher ernährungsministerium vertretene Auffassung, 

die in den Jahren 1953 bis 1959 gezahlte Lie- 
ferprämie für Roggen könne über Lohnum- 
tauschmühlen nicht gezahlt werden, durch ein 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes als 
falsch herausgestellt hat? 
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VII. 3. Abgeordneter Wieviel Importgetreide muß bis 1. Juli 1962 
Ertl eingeführt werden, um den Bedarf zu decken? 

VII. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Schultz Verordnung der französischen Regierung 

(Journal Officiel de la Republique Frangaise 
vom 20. Januar 1962), die Neupflanzung von 
Weinbergen zur Herstellung von Branntwein 
mit der geschützten Herkunftsbezeichnung 
„Cognac" betreffend, mit Artikel 34 des EWG- 
Vertrages in Einklang steht? 

VII. 5. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
Schultz ternommen, um den deutschen Weinbrenne- 

reien weiterhin den Bezug von Charentewei- 
nen nach ihrem Bedarf zu ermöglichen? 


VIIL Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

VIIL 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß ein 

Dürr Pflichtjahr für Mädchen, wie es in der letzten 

Zeit in der Öffentlichkeit gefordert wurde, mit 
Artikel 12 des Grundgesetzes vereinbar sei? 

VIIL 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Ertl ergriffen, den Südtirolern, welche in der 

deutschen Wehrmacht gedient und als Kriegs- 
opfer für die Zeit von 1945 bis 1955 vom italie- 
nischen Staat keine Entschädigung erhalten 
haben, die ihnen nach der deutschen Kriegs- 
opfergesetzgebung zustehenden Rechte zu ge- 
währleisten? 

VIIL 3. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung der 

Wittrock EWG-Kommission berichtet hat, die Verwirk- 

lichung des Artikels 119 des EWG-Vertrages 
(gleiche Lohnzahlung für Männer und Frauen 
bei gleicher Arbeit) ergebe sich in der Bun- 
desrepublik schon aus Artikel 3 des Grund- 
gesetzes? 

VIIL 4. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Dröscher geben, wie lange es z. Z. durchschnittlich dau- 

ert, bis ein rechtsuchender Kriegsbeschädigter 
oder Sozialrentner vom Tage der Einreichung 
der Klage beim Sozialgericht an bis zur Ent- 
scheidung über eine evtl. Berufung am Lan- 
dessozialgericht das Urteil erhält? 

VIIL 5. Abgeordneter Billigt der Herr Bundesarbeitsminister die von 
Jahn Staatssekretär Dr. Claussen in der Frage- 

stunde des Bundestages vom 14. Februar 1962 
vertretene Auffassung, das Bundessozialge- 
richt sei eine — offenbar neben allen mög- 
lichen anderen — „Behörde", die behaupte, 
mit der Zahl ihrer „Beamten" nicht auszu- 
kommen? 
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IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

IX. 1. Abgeordneter Wann ist mit dem Baubeginn und der Fertig- 
Dr. Stoltenberg Stellung der seit vier Jahren von der Bundes- 
regierung geplanten panzerfesten Straße zwi- 
schen Schleswig und dem Truppenübungsplatz 
Langsee zu rechnen? 

IX. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß gegen- 
Dr. Stoltenberg wärtig Bundeswehrkolonnen ständig die unbe- 
festigten Gemeinde- und Kreisstraßen im wei- 
ten Umkreis des Truppenübungsplatzes Lang- 
see benutzen, so daß große Schäden entstehen, 
die bei den langwierigen Entschädigungsver- 
fahren erst sehr verspätet und unzureichend 
beseitigt werden können? 

IX. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammen- 
Dr. Stoltenberg hang mit dem Bau der Panzerstraße Schles- 
wig — Langsee auch das Reststück der Verbin- 
dung zur Europastraße 3 bei Idstedt fertig- 
stellen zu lassen, das einen direkten Zugang 
von der E 3 zum Truppenübungsplatz ermög- 
lichen würde? 

IX. 4. Abgeordneter Ist es richtig, daß beim Besuch des Schulge- 
Seuffert schwaders der Bundesmarine in Barcelona Ve- 

teranen der spanischen Blauen Division als 
Ehrengäste an Bord eingeladen wurden? 

IX. 5. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
Schmidt reit, dem Antrag des Landkreises Siegen auf 

(Würgendorf) Einrichtung eines Nah- und Bedarfs-Verkehrs ' 
flughafens „Lipperhöhe'' in Lippe Kreis Sie- 
gen bald zuzustimmen? 

IX 6. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich der künftige Standort- 

Lemmrich kommandant von Bayreuth der Bevölkerung 

zuerst auf einer Parteiversammlung vorge- 
stellt hat? 

IX. 7. Abgeordneter Hat die Bundeswehr die Möglichkeit, ihre 

Wacher Vorräte an Gerät und Material zu erhöhen, 

die sowohl für den militärischen Bedarf als 
auch für Hilfe bei Naturkatastrophen wie 
die Sturmflut an der Nordseeküste geeignet 
sind? 


X. Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 

X. 1. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Pläne, die Bundes- 
Dr. Mommer Straßen im Nachbarortsverkehr mit Gehwegen 

zu versehen, um Leben und Gesundheit der 
Fußgänger zu schützen? 

X. 2. Abgeordneter Ist die Pressemeldung richtig, nach der der 
Regling Herr Bundesverkehrsminister in einer Wahl- 

versammlung der CDU in Lübeck gesagt haben 
soll, daß die Kommunalvertretungen nur dann 
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von der Bundesregierung Hilfe und Unter- 
stützung erwarten können, wenn sie die glei- 
che Zusammensetzung aufweisen wie die der- 
zeitige Regierungskoalition? 

X. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einer obliga- 

Rademacher torischen Einführung der nach § 53 a Abs. 

2 StVZO zugelassenen Springlichter an Kraft- 
fahrzeugen im Interesse einer erhöhten Ver- 
kehrssicherheit zuzustimmen, wenn diese 
Springlichter sich bewährt haben? 


X. 4. Abgeordneter 

Schmidt 

(Würgendorf) 


Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß sich auf den Straßenabschnitten 
der Bundesstraße 54 bei km 97,8 und km 
98,9/99,0 (Krombacher Höhe Kreis Siegen) 
fortlaufend schwere und schwerste Verkehrs- 
unfäile ereignen, obwohl vom Standpunkt der 
Verkehrsbeschilderung alles nur Denkbare 
getan ist, um Verkehrsunfällen vorzubeugen? 


X. 5. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


Teilt die Bundesregierung die Bedenken des 
Niedersächsischen Verwaltungspräsidenten in 
Oldenburg hinsichtlich der Ersetzung der Be- 
schilderung des bisherigen Fernzieles „Nor- 
denham" im Zuge der B 212 und der B 69/211 
durch das Fernziel „Bremerhaven"? 


XL Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


XI. 1. Abgeordneter 

Lohmar 


XL 2. Abgeordneter 

Rademacher 


XI. 3. Abgeordneter 

Rademacher 


XL 4. Abgeordneter 

Dr. Dittrich 


XI. 5. Abgeordneter 

Dr. Dittrich 


Ist die Bundesregierung bereit, zum 20. Jah- 
restag des 20. Juli 1944 eine Briefmarkenserie 
zum Gedenken an die Männer und Frauen, 
die aus religiösen, rassischen oder politischen 
Gründen Widerstand gegen die Diktatur ge- 
leistet haben, herauszugeben? 

Kann der Herr Bundespostminister Auskunft 
darüber geben, wieviel Münzfernsprecher auf 
den Bahnsteigen der Deutschen Bundesbahn 
den Reisenden zur Verfügung stehen? 

Kann der Herr Bundespostminister erklären, 
wie es möglich ist, daß — insbesondere nach 
Feiertagen — die Briefmarken- und Wechsel- 
automaten oft tagelang leer bleiben? 

Werden im Bereich der Deutschen Bundespost 
Stellenzulagen gemäß § 21 Abs. 2 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes, erstmals seit dem 1. 
Januar 1962, nur an diejenigen Beamten des 
mittleren Dienstes gezahlt, die am 1. Januar 
1961 mehr als zehn Jahre Tätigkeiten des ge- 
hobenen Dienstes ausgeübt haben und diese 
auch weiterhin ausüben werden? 

Beabsichtigt der Herr Bundespostminister An- 
weisung zu geben, die Stellenzulagen gemäß 
§ 21 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
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auch an die Beamten des mittleren Dienstes zu 
zahlen, die am Stichtag (1. Januar 1961) weni- 
ger als zehn Jahre auf Dienstposten des geho- 
benen Dienstes verbracht haben? 

Welche Bedenken bestehen beim Herrn Bun- 
despostminister, im Raum der Bundeshaupt- 
stadt, z. B. zwischen Bonn und Bad Godesberg, 
den Ortstarif im Brief- und Fernsprechverkehr 
einzuführen? 

XI. 7. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung gemäß einer 
Schmidt (Kempten) dem Deutschen Bundestag in der Sitzung vom 
13. Dezember 1961 gegebenen Auskunft des 
Staatssekretärs im Bundespostministerium, 
Dr. Steinmetz, den Weltgesundheitstag am 
7. April 1962 durch Herausgabe eines Sonder- 
stempels „Kampf gegen die Malaria" zu un- 
terstützen, obwohl der Weltgesundheitstag in 
der Bundesrepublik wie in vielen anderen 
europäischen Ländern unter dem Motto 
„Schützt das Augenlicht" begangen wird? 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
der neue Verwaltungsrat der Deutschen Bun- 
despost noch nicht gebildet wurde, obwohl 
die Vorschläge der zuständigen Gremien ~ 
auch die des Deutschen Bundestages — schon 
vor längerer Zeit gemacht wurden? 

XL 9. Abgeordneter Ist die Deutsche Bundespost bereit, zur Ver- 
Blachstein besserung der technischen Versorgung der 

Gebiete Ostfriesland, Emsland und Bremen 
mit Fernsehprogrammen auch vorhandene 
Fernsehsender des NDR (z. B. Steinkimmen) 
zu benutzen? 

XII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitwesen 

Abgeordnete Steht die vom Kölner Stadt-Anzeiger am 5. 

Frau Dr. Hubert Januar 1962 gemeldete Auskunft eines Ge- 
sundheitsamtes, Impfwillige hätten das Impf- 
risiko selber zu tragen, im Einklang mit § 51 
des Bundes-Seuchengesetzes? 


Bonn, den 9. März 1962 


XL 8. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


XI. 6. Abgeordneter 

Keller 
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